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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Entwurf eines Gesetzes zur Beseitigung von Kriegs- 
vorschriften über die Siegelung gerichtlicher und 
notarischer Urkunden. 

In der Anlage übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Beseitigung von 
Kriegsvorschriften über die Siegelung gericht- 
licher und notarischer Urkunden 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner 12. Sitzung am 27. Januar 
1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zu der Gesetzes- 
vorlage Stellung genommen und ihr zugestimmt. 


Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 



Entwurf eines Gesetzes 


zur Beseitigung von Kriegsvorschriften über die 
Siegelung gerichtlicher und notarischer Urkunden 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Einziger Paragraph 

§ 1 und § 2 der Verordnung über die Siegelung gerichtlicher und 
notarischer Urkunden vom 10. Mai 1944 (RGBl. I S. 117) treten 
am Ende des dritten Monats nach Ablauf des Monats außer Kraft, 
in dem dieses Gesetz verkündet worden ist. 



Begründung 

Als Erkennungsmittel für die Echtheit und die abschließende Ferti- 
gung gerichtlicher und notarischer Urkunden ist vielfach die Ver- 
wendung eines Stempels oder eines Siegels vorgeschrieben, welche 
die Herkunft der Urkunde erkennen lassen. Ist die Verwendung 
eines Siegels vorgeschrieben, so ist darunter meist ein Prägesiegei 
im Gegensatz zum Farbdruckstempel zu verstehen, so zum Beispiel 
in § 182 des Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, § 36, § 61 Absatz 2, § 70 der Grundbuchordnung. 
In diesen Fällen hängt nach überwiegender Auffassung die Rechts- 
gültigkeit der Urkunden davon ab, daß ein Prägesiegel verwandt 
Vvürd. Dies gilt insbesondere in den Fällen, in denen das Siegel eine 
Urkunde verschließen oder mehrere Urkunden oder Urkundenteile 
körperlich miteinander verbinden soll (§§ 20, 31 des Testaments- 
gesetzes, § 28 der Dienstordnung für Notare), weil bei Verwendung 
eines Farbdruckstempcls oft nicht mit Sicherheit festgcstellt werden 
kann, ob der Verschluß oder die Verbindung unbeschädigt erhalten 
geblieben ist. 

Durch die Verordnung über die Siegelung gerichtlicher und nota- 
rischer Urkunden vom 10. Mai 1944 (RGBl. I S. 117) sind die gel- 
tenden Bestimmungen über die Siegelung gerichtlicher und notarischer 
Urkunden gelockert worden, weil Siegclgerät während des Krieges 
schwer zu beschaffen war. § 1 der Verordnung bestimmt, daß zur 
Herstellung gerichtlicher oder notarischer Urkunden (Urschriften 
oder Ausfertigungen), die nach den bestehenden Vorschriften mit 
einem Prägesiegel versehen sein müssen, bis auf weiteres auch der 
Farbdruckstempel verwendet werden kann. § 2 der Verordnung 
gestattet dem Notar, falls seine Siegelgeräte vernichtet oder unbrauch- 
bar geworden sind und neue nicht beschafft werden können, auch 
ein Amtssiegel zu verwenden, dessen Umschrift' nur die Bezeichnung 
„Der Notar“ ohne Namensangabe enthält, und bestimmt weiter, daß 
zur Gültigkeit notarischer Urkunden in jedem Falle die Verwendung 
eines Siegels ohne Namensangabe genügt. § 3 der Verordnung ent- 
hält eine Übergangsvorschrift für den Fall, daß ein Notar in der 
Zeit vom 1. Januar 1943 bis zum Inkrafttreten der Verordnung bei 
der Herstellung einer Urkunde wegen Fehlens brauchbarer Siegel- 
geräte gegen die Vorschriften über die Verwendung des Amtssiegels 
verstoßen hat. § 4 der Verordnung bestimmt das Inkrafttreten der 
Vorschriften und ihren Geltungsbereich. 

Da Siegelgerät nunmehr wieder ohne Schwierigkeiten zu beschaf- 
fen ist, besteht kein Grund mehr, die Bestimmungen der Verordnung 
vom 10. Mai 1944 aufrechtzuerhalten. Daher scheint es geboten, die 
Rechtssicherheit der Beurkundungen wieder zu stärken und zu die- 
sem Zweck die Vorschriften der §§ 1 und 2 der Verordnung für die 
Zukunft zu beseitigen. Die Vorschrift des § 3 der Verordnung muß 
dagegen erhalten bleiben, weil sie als Übergangsvorschrift weiterhin 
bedeutsam ist. 

Die Verordnung ist gemäß Artikel 74 Nr. 1 in Verbindung mit 
Artikel 125 Nr. 1 des Grundgesetzes Bundesrecht geworden. Die 
bezeichneten Vorschriften können daher nur durch ein Bundesgesetz 
außer Kraft gesetzt werden. 

Um den Stellen, die neues Siegelgerät beschaffen müssen, hierfür 
genügend Zeit zu gewähren, muß zwischen der Verkündung des 
Gesetzes und dem Außerkrafttreten der genannten Vorschriften ein 
Zeitraum von mindestens einem Vierteljahr liegen. Daher ist vor- 
gesehen, daß die Vorschriften am Ende des dritten Monats nach 
Ablauf des Monats außer Kraft treten, in dem das Gesetz ver- 
kündet worden ist. 



